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Hinweise zum Konzeptverfahren der Stadt Frankfurt am Main 

 

1. Ihre Bewerbung 
 

Bewerben können sich ausschließlich selbstorganisierte, gemeinschaftliche Wohnprojekte und 

Genossenschaften, gekennzeichnet durch  

 die Beteiligung der künftigen Nutzer/innen an der Planung 

 eine langfristig angelegte, gemeinschaftliche Verfassung und Organisation  

 eine auf Dauer angelegte und gleichberechtigte Mitbestimmung der Projektmitglieder bei 

Angelegenheiten des Projektes 

Bevorzugt werden Projektgruppen, die die oben genannten Ziele durch ihre Rechtsform absichern.  

 

Die Bewerbung soll 10 DIN A4-Seiten nicht überschreiten. Folgende Angaben muss sie mindestens 

enthalten: 

 Ausgefülltes Bewerbungsformular mit Rahmendaten zum Projekt  

 Aktuelle Zusammensetzung der Wohngruppe,  

Beschreibung der Arbeitsstrukturen und der Zusammenarbeit  

(die Angaben müssen folgendes enthalten: Verhältnis bestehender Mitgliederzahl und 

geplanter Projektgröße; Namens-/Adressliste der Mitglieder, die in das Projekt einziehen 

werden. Wir erwarten, dass 50 % der benannten Mitglieder, auch in das Projekt einziehen.) 

 Inhaltliches Konzept (Beschreibung des beabsichtigten Alltags in der Hausgemeinschaft und 

des geplanten Gebäudes) 

 Auswirkungen des Konzepts auf das Wohnumfeld 

 Angaben zur geplanten Haushaltsstruktur und zum Raumplanung Projekt (Angabe von 

minimalem und maximalem Flächenbedarf) 

 Angaben zur gewählten Rechtsform und zum Finanzierungskonzept 

 Angaben zu Kooperationspartner/innen (Architekt/innen, Finanzberatung, Moderation usw.) 

 Grundrissskizzen, aus denen die Raumverteilung und die zukünftige Nutzung der jeweiligen 

Etagen hervorgehen (Detaillierte Planzeichnungen sind nicht notwendig und werden nicht 

bewertet) 

 

Bitte reichen Sie Ihre Unterlagen in kopierfähiger Form ein!  

Ihre Bewerbung wird an die Mitglieder des Beirates weitergeleitet. 
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2. Kriterien für die Bewertung 
 

Anhand folgender acht gleichgewichteter Kriterien wird eine Bewertung durch den Beirat 

vorgenommen: 

 Gesamteindruck des Konzeptes 

 Zusammensetzung und Beständigkeit der Gruppe, Namens-/Adressliste 

 Gemeinschaftliche Aspekte im Projekt (z.B. durch gemeinschaftlich nutzbare Flächen, 

gemeinschaftsbildende Methoden und Techniken, zusätzlicher Nutzen im Vergleich zu 

konventionellen Wohnformen 

 Einfluss des Wohnprojektes auf das Quartier (z.B. sollen die Urbanität, Vielfalt und Mischung 

etc. des Quartiers durch das gemeinschaftlichen Wohnprojekte unterstützt werden, Bezug zur 

Nachbarschaft und Öffnung ins Quartier) 

 Rechtsform und Wohnkosten (Dauerhafte Sicherung des Projektes durch die geeignete 

Rechtsform, Sicherung dauerhaft bezahlbaren Wohnraums, Inanspruchnahme öffentlicher 

Mittel für geförderten Wohnraum, etc.) 

 Städtebaulicher/baulicher Innovationsgehalt (z.B. adäquater Umgang mit der Liegenschaft, 

flächensparsames Wohnen, nutzerorientierte architektonische Gestaltung, innovative 

Grundrissskizzen, zukunftsfähige Energiekonzepte, Mobilitätskonzept) 

 Nachvollziehbare Realisierbarkeit und Finanzierbarkeit  

 Kooperationspartner/innen 

 

Zusammensetzung des Beirats 

Der Beirat setzt sich zusammen aus Vertreter/innen der drei größten politischen Fraktionen der 

Stadtverordnetenversammlung, Vertreter/innen der beteiligten Fachämter, dem Planungsdezernenten, 

den Ortsvorsteher/innen, der KEG, sowie drei Experten/innen zum Thema. Die sieben 

erfolgversprechendsten Gruppen werden zur Anhörung durch den Beirat eingeladen und können ihr 

Projekt persönlich präsentieren. Ggf. erfolgt eine Vorbewertung durch den Beirat.  

 

Ob Sie zur Präsentation eingeladen werden, erfahren Sie spätestens 2 Wochen vor dem 

entsprechenden Termin der Beiratssitzung.  
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3. Termine 
 

Informationsveranstaltung/ 

Vorstellung des Exposés 

 

15. Mai 2019 

 

Amt für Wohnungswesen 

Bewerbungsfrist 26. August 2019 

Amt für Wohnungswesen 

Geschäftsstelle Liegenschaftsfonds 

Adickesallee 67-69 

60322 Frankfurt am Main 

Auswahlgespräche 18. Oktober 2019 

Dezernat Planen und Wohnen 

Kurt-Schumacher-Straße 10 

60311 Frankfurt 

 

 

4. Allgemeine Hinweise zum Konzeptverfahren 
 

Registrierung der Gruppen 

Sie können sich als Gruppe registrieren lassen, wenn Ihre Gruppe aus mindestens drei Haushalten 

besteht. Die Registrierung der Gruppen erfolgt über die Koordinations- und Beratungsstelle des 

Netzwerks Frankfurt. Von der Koordinations- und Beratungsstelle erhalten Sie eine Bestätigung Ihrer 

Registrierung und regelmäßige Informationen über Ausschreibungen.  

 

Bekanntgabe der Liegenschaften 

Als registrierte Gruppe werden Sie von der Koordinations- und Beratungsstelle über das anstehende 

Projekt benachrichtigt. Das Exposé wird Ihnen zu diesem Zeitpunkt per Mail zugänglich gemacht oder 

auf der Internetseite des Amtes für Wohnungswesen zum Download zur Verfügung gestellt.  

 

Auftaktveranstaltung zur Vorstellung der Liegenschaft 

Gemeinsam mit der Stadtentwicklungsgesellschaft (KEG) organisieren die Koordinations- und 

Beratungsstelle und die Geschäftsstelle beim Amt für Wohnungswesen eine Auftaktveranstaltung, bei 

der Fragen zur vergebenden Liegenschaft geklärt und erörtert werden können. Sie dient dazu, das 

Exposé vorzustellen und Ihre Fragen zu klären. Die Auftaktveranstaltung findet im Amt für 

Wohnungswesen statt. Wir empfehlen allen Bewerber/innen dringend, daran teilzunehmen. 

 

3-Monatige Bewerbungsphase 

Nach der Auftaktveranstaltung haben Sie Zeit zur Erarbeitung Ihres Konzeptes für das konkret 

vorgestellte Projekt. Zur Bearbeitung wird eine Frist von mindestens 3 Monaten eingeräumt. 
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Auswahlgespräch/Beiratssitzung 

Die sieben am besten geeigneten Gruppen bekommen die Gelegenheit, ihr Konzept dem Beirat 

innerhalb von 30 Minuten persönlich vorzustellen. Der genaue Zeitplan für die Auswahlgespräche wird 

Ihnen rechtzeitig von der Geschäftsstelle beim Amt für Wohnungswesen mitgeteilt. 

Unmittelbar nach Entscheidung des Beirates werden Sie über eine Zu- oder Absage informiert. Der 

Beirat kann eine Entscheidung mit der Aufforderung zur Nachbesserung einzelner Bestandteile des 

Konzeptes formulieren. Hierfür wird eine angemessene Frist festgelegt. 

 

Öffentliche Bekanntgabe der Entscheidung 

Die Entscheidungen und Begründungen werden ausführlich dokumentiert und Ihnen jeweils zur 

Kenntnis gegeben. Es soll sichergestellt werden, dass das Verfahren nachvollziehbar und transparent 

ist. Sollten Sie als Wohninitiative in einem Verfahren nicht zum Zug kommen, bleiben Sie registriert 

und werden beim nächsten Verfahren wieder informiert. 

 

Abschluss des Vorvertrags/Anhandgabe 

Mit der ausgewählten Wohninitiative wird ein Vorvertrag geschlossen, der in aller Regel eine 

Anhandgabe für ein Jahr vorsieht. Diese Zeit soll genutzt werden, um den Erbpachtvertrag 

abzuschließen, die Finanzierung zu klären und eine Baugenehmigung einzureichen. Für die Zeit der 

Anhandgabe werden Meilensteine mit dem/der Eigentümer/in vereinbart, um den Fortschritt der 

Planung zu sichern.  

In besonderen Fällen kann der Beirat eine Verlängerung der Anhandgabe beschließen. Werden 

wesentliche Bestandteile der ursprünglichen Bewerbung verändert oder Meilensteine nicht erreicht, 

kann der Beirat seine Zustimmung zur Vergabe zurückziehen. 

 

 

5. Ansprechpartnerinnen 
 

Amt für Wohnungswesen  

Geschäftsstelle Liegenschaftsfonds 

Netzwerk Frankfurt für  

gemeinschaftliches Wohnen e.V. 

Beate Steinbach 

beate.steinbach@stadt-frankfurt.de 

069 – 212 34703 

 

Birgit Kasper 

kasper@gemeinschaftliches-wohnen.de 

069 – 91 50 10 60 

 

mailto:kasper@gemeinschaftliches-wohnen.de
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GLOSSAR 

 

BAUGRUNDSTÜCK 

 

 

 

 

VOLLGESCHOSSE 

 

 

GESCHOSSE 

 

 

 

 

 

 

 

BAULICHE ANLAGEN 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ein Baugrundstück besteht aus einem Buchgrundstück und ist zum Bauen 

geeignet. Ein Buchgrundstück kann auch aus mehreren katasterrechtlichen 

Flurstücken bestehen, die im Grundbuch auf einem Grundbuchblatt unter der 

gleichen laufenden Nummer geführt werden. 

 

Bei einem Vollgeschoss handelt es sich um ein oberirdisches Geschoss, das 

eine Höhe von mindestens 2,30m aufweist.  

 

Gemäß der aktuellen HBO (Hessische Bauordnung) handelt es sich um ober-

irdische Geschosse, wenn ihre Deckenoberkanten (Rohdecke) im Mittel mehr 

als 1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragen, sonst sind es Kellerge-

schosse. Die Höhe der Geländeoberfläche kann im Bebauungsplan oder in 

der Baugenehmigung festgelegt werden bzw. es handelt sich dabei um die 

natürliche Geländeoberfläche. Abgrabungen bzw. Aufschüttungen, die den 

Geländeverlauf ändern, müssen baulich genehmigt werden. 

 

Bauliche Anlagen sind mit dem Erdboden verbundene, aus Bauprodukten her-

gestellte Anlagen. Eine Verbindung mit dem Erdboden besteht auch dann, 

wenn die Anlage durch eigene Schwere auf dem Erdboden ruht oder auf orts-

festen Bahnen begrenzt beweglich ist oder wenn die Anlage nach ihrem Ver-

wendungszweck dazu bestimmt ist, überwiegend ortsfest genutzt zu werden. 

Als bauliche Anlagen gelten: 

1. Aufschüttungen und Abgrabungen 

2. Lager-, Abstell- und Ausstellungsplätze 

3. Sport-, Spiel-, Camping-, Zelt- und Wochenendplätze 

4. Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Abstellplätze für Fahrräder 

5. Gerüste 

6. Hilfseinrichtungen zur statischen Sicherung von Bauzuständen 

7. ortsfeste oder ortsfest genutzte Anlagen, die der Ankündigung oder Anprei-

sung oder als Hinweis auf Gewerbe oder Beruf dienen und vom öffentli-

chen Verkehrsraum aus sichtbar sind (Werbeanlagen) 
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NEBENANLAGEN 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

ZULÄSSIGE  

GRUNDFLÄCHE (GR) 

 

 

 

GRUNDFLÄCHENZAHL 

(GRZ) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der bauplanungsrechtliche Begriff umfasst in der Regel Nebenanlagen als 

bauliche Anlagen, allerdings sind auch nichtbauliche Anlagen unter diesem 

Begriff erfasst. Für beide wesentlich ist immer die städtebauliche Relevanz. 

Nebenanlagen ordnen sich sowohl funktional, als auch räumlich dem Haupt-

zweck des Baugebietes bzw. den Hauptanlagen auf den Baugrundstücken 

unter. Nebenanlagen dienen den Hauptanlagen bzw. dem Baugebiet und ver-

folgen keinen Selbstzweck. Gemäß § 14 (1) Nr. 1 BauNVO gehören Stell-

plätze und Garagen / überdachte Stellplätze nicht zu den Nebenanlagen. Ne-

benanlagen können unter den genannten Bedingungen beispielsweise sein: 

Anlagen und Einrichtungen der Kleintierhaltung, Gartenlauben, Geräteschup-

pen, Gewächshäuser, Kompostanlagen, Standorte für Abfallbehälter, Sau-

nen, Kinderspielplätze, Schwimmbecken, Blockheizkraftwerke, Mobilfunksta-

tionen, Bushaltestellen u.a. 

 

Die zulässige Grundfläche definiert den Teil des Grundstückes, der von bau-

lichen Anlagen überdeckt bzw. unterbaut werden darf und dient in erster Linie 

dem Bodenschutz. Dabei ist die zulässige Grundfläche gleich der Fläche des 

Baugrundstücks multipliziert mit der festgesetzten GRZ. 

 

Die Grundflächenzahl beschreibt den Anteil des Baugrundstücks, der von 

baulichen Anlagen überdeckt werden darf. Dabei ist die vertikale Projektion 

der Außenmaße einer oberirdischen baulichen Anlage als überdeckende Flä-

che heran zu ziehen. Bei der GRZ handelt es sich um den absoluten Wert. 

Rundungen sind nicht zulässig. 
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ZULÄSSIGE GESCHOSS-

FLÄCHE (GF) 

 
 
GESCHOSSFLÄCHENZAHL 

(GFZ) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

BRUTTOGRUNDFLÄCHE 

(BGF) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bei Gebäuden mit schrägen Umfassungswänden ist die größte Grundrissaus-

dehnung für die Überdeckung des Baugrundstückes maßgebend. Gleiches 

gilt für wesentliche Bauteile, die in den Luftraum hineinragen wie z.B. Erker, 

Balkone, auskragende Geschosse oder ähnliches. Lediglich untergeordnete 

Bauteile wie Dachüberstände, Gesimse, wenige Eingangsstufen, Wandpfei-

ler, Fensterbänke o.ä. können außer Betracht gelassen werden. Unterirdische 

Anlagen sind bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche mitzurechnen. 

 

Die Ermittlung der Geschossfläche erfolgt nach den Außenmaßen des Ge-

bäudes. Die Geschossfläche ist nicht zwingend identisch mit der BGF (Brutto-

Grundfläche). 

 

Die Geschossflächenzahl gibt an, wie viel Geschossfläche in Bezug auf die 

Grundstücksgröße maximal zulässig ist. 

 

           
 

Die Bruttogrundfläche ist die Summe der Grundflächen aller Grundrissebenen 

eines Bauwerkes. Nicht dazu gehören Flächen, die ausschließlich der War-

tung, Inspektion und Instandsetzung von Baukonstruktionen und technischen 

Anlagen dienen, z.B. nicht nutzbare Dachflächen und Flächen von konstruktiv 

bedingten Hohlräumen, z.B. in belüfteten Dächern oder über abgehängten 

Decken. Die Bruttogrundflächen gliedert sich in Netto. Grundflächen und Kon-

struktions-Grundflächen und werden in Bereich a, b und c aufgeteilt 

• Bereich a: Überdeckt und allseitig in voller Höhe umschlossen. 
• Bereich b: Überdeckt, jedoch nicht allseitig in voller Höhe umschlossen. 
• Bereich c: Nicht überdeckte Bereiche. 
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BAUVORANFRAGE 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

BAUANTRAG 

 

 

 

 

Die Bauvoranfrage ist ein Verfahren, mit dessen Hilfe im Vorfeld zur Bauan-

tragstellung einzelne, wesentliche Fragen eines Bauvorhabens rechtsverbind-

lich geklärt werden können. Die Bauvoranfrage kann grundsätzlich von jedem 

gestellt werden.  

Antragssteller, die nicht Eigentümer eines Grundstücks sind, müssen ein be-

rechtigtes Interesse nachweisen. Der Bauvorbescheid behält drei Jahre seine 

Gültigkeit. Innerhalb der drei Jahre muss ein entsprechender Bauantrag ge-

stellt werden. Die Geltungsdauer kann auf Antrag um jeweils ein Jahr verlän-

gert werden. 

Die Fragen werden in einem detaillierten Fragenkatalog der Bauvoranfrage 

beigefügt. In der Bauvoranfrage können grundsätzlich nur Fragen gestellt wer-

den, die von der Bauaufsicht nach dem gesetzlich festgelegten Prüfumfang 

des nachfolgenden Bauantrags zu prüfen sind.  

 

Für die Bauvoranfrage wird ein Bauvorbescheid ausgestellt, dessen Festle-

gung in dem geprüften Umfang für das nachfolgende Baugenehmigungsver-

fahren verbindlich gilt. Im Rahmen der Bauvoranfrage erforderliche Entschei-

dungen zu Befreiungen, Ausnahmen und Abweichungen werden in diesem 

Verfahren rechtsverbindlich erteilt und dem Baugenehmigungsverfahren vor-

weggenommen. Die Gebühr für einen Bauvorbescheid beträgt maximal 40 v. 

H der Baugenehmigungsgebühr. Davon wird bei Übernahme des Vorhabens 

in einem Bauantrag die Hälfte auf die Baugenehmigungsgebühr angerechnet.  

 

Die Gebühren für zugelassene Befreiungen, Ausnahmen oder Abweichungen 

sind in der vollen Höhe zu leisten. Der Bauvorbescheid ist nur dann verbind-

lich, wenn das Vorhaben im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren un-

verändert bleibt. Die Rechtsgrundlage für die Bauvoranfrage ist § 66 der HBO. 

Auf der Internetseite der Bauaufsicht der Stadt Frankfurt am Main finden sich 

weitere hilfreiche Formulare und Merkblätter zum Download: http://www.bau-

aufsicht-frankfurt.de/service/formulare_downloads.html 

 

Der Bauantrag ist der Antrag auf eine Genehmigung für ein Bauvorhaben. 

Einzelheiten zum Bauantrag und zu dem Bauvorhaben werden durch die Bau- 
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ERBBAURECHT 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

ordnung, in diesem Fall die Hessische Bauordnung (HBO) geregelt. Ein Bau-

antrag ist erforderlich bei Baumaßnahmen, die gem. §57 oder §58 HBO bau-

genehmigungspflichtig sind. Es gibt aber auch Bauvorhaben, die generell bau-

genehmigungsfrei, mitteilungspflichtig oder genehmigungsfreigestellt sind. 

Der Begriff „baugenehmigungsfrei“ impliziert nicht, dass ein Bauvorhaben 

ohne die Beachtung von Regeln und Vorschriften ausgeführt werden dürfen, 

Erlaubnisse und Genehmigungen nach anderen Rechtsbereichen müssen 

selbst eingeholt werden. 

Für das Erstellen eines Bauantrags ist ein bauvorlagenberechtigter Entwurfs-

verfasser erforderlich, in den meisten Fällen können dies Architekten sein. 

Unter der Verantwortung des Architekten werden die Bauvorlagepläne, Be-

rechtigungen usw. erstellt. Der Architekt unterzeichnet die Unterlagen sowie 

die Bauantragsformulare, ebenso wieder Bauherr. Die Unterlagen werden in 

dreifacher Ausführung an die Bauaufsicht weiter gereicht.  

In einem Bauantrag wird das Bauvorhaben durch Schnitte, Grundrisse und 

Ansichten sowie einem Lageplan und einem Liegenschaftsplan dargestellt.  

 

Des Weiteren wird das Bauvorhaben schriftlich beschrieben, Abweichungen, 

Befreiungen sowie Genehmigungen werden mit abgegeben. Im Vorfeld der 

Erstellung eines Bauantrags wird ein Beratungstermin mit der Bauaufsicht 

vereinbart, bei dem der rechtlichen Rahmen für das Bauvorhaben abgesteckt 

wird. 

Auf der Internetseite der Bauaufsicht der Stadt Frankfurt am Main finden sich 

weitere hilfreiche Formulare und Merkblätter: http://www.bauaufsicht-frank-

furt.de/service/formulare_downloads.html 

Das Erbbauchrecht wird umgangssprachlich auch als Erbpacht bezeichnet. 

Das Erbbauchrecht ist das Recht, in der Regel gegen eine Zahlung eines re-

gelmäßigen Entgeltes auf einem Grundstück ein Bauwerk zu errichten und zu 

unterhalten. Das Recht lastet auf dem Grundstück, wird im Grundbuch einge-

tragen und ist in der Regel auch vererbbar. 

Der Gesamtwert des Grundstücks-Bodenwerts, Gebäudewert und Außenan-

lagen – wird so ermittelt, als ob die Belastung durch ein Erbbaurecht nicht 

bestünde. 
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ERBBAURECHTS-VER-

TRAG 

 
 

 

STELLPLATZSATZUNG 

 

 

Der Erbbaurechtsvertrag regelt die vertraglichen Gegebenheiten bzgl. des 

Wertes, der Ermittlung des Wertes und des Grundstückes zwischen dem Ei-

gentümer eines Grundstücks und Erbbauberechtigten. Ein Erbbaurecht kann 

bis zu 99 Jahre bestehen. 

Die Stellplatzsatzung regelt, wie viele Stellplätze für Kraftfahrzeuge und/ oder 

Fahrräder beim Neubau oder grundlegendem Umbau eines Gebäudes auf 

dem Grundstück oder in der Nähe nachgewiesen werden müssen. Die Zahl 

der vorgeschriebenen Stellplätze hängt von der Nutzung des Gebäudes, maß-

geblich von der Zahl der Wohneinheiten ab. In Frankfurt können Stellplätze 

unter bestimmten Voraussetzungen abgelöst werden. Dies ist mit der Bauauf-

sicht und dem Stadtplanungsamt abzustimmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Größe Baugrundstück 1.793 m²

Flur 07

Flurstück 620/88, 91/3

Erschließungszustand erschlossen über Flurstück 
91/3 

Bestehendes Planungsrecht Beurteilung nach §34 BauGB

Anzahl der Vollgeschosse III + Staffelgeschoss

Bruttogrundfläche (BGF) ca. 2.053 m²

Anzahl Wohneinheiten 16 WE

Sonstiges Vergabe in Erbpacht

S C H Ö F F E N S T R A S S E
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Quellen: Luftbild PlanAS Frankfurt; Fotos: BSMF mbH



Schnitt

Freiflächenplan Grundriss KG Grundriss EG

Grundriss 1. + 2. OG     Grundriss Staffelgeschoss

S C H Ö F F E N S T R A S S E



Fläche für Abfallbehälter Schöffenstraße  

2,00 m

Erhalt des 
Baumbestandes

Abstellfläche Abfallbehälter je 12,6 m²
4 x  660 l Behälter plus Bewegungs-fläche
2 x 80 l Tonne für Biomüll + 
Bewegungsfläche

Empfohlene Gesamtfläche
(bei Erweiterungsbedarf + Erhalt der 
Bäume) 40 m²

1,50 m
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